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Nachweispflichten im Rahmen der Pflegedokumentation für zusätzliche Leistungen der 
Betreuung und Aktivierung gemäß SGB XI in stationären Pflegeeinrichtungen 

Mit Inkrafttreten des ersten Pflegestärkungsgesetz (PSG I / 1.1.2015) kommen Leistungen 
der zusätzlichen Betreuung und Aktivierung allen Pflegebedürftigen in einer stationären 
Pflegeeinrichtung zugute und nicht mehr nur den demenziell Erkrankten. Im Zuge dieser 
Gesetzesänderung hat die juristische Expertengruppe ihre Position zu der Notwendigkeit von 
Durchführungsnachweisen in der Pflegedokumentation für zusätzliche Betreuungsleistungen 
überprüft und nimmt abweichend zur bisherigen Empfehlung wie folgt Stellung: 

Die Regelungen für zusätzliche Leistungen der Betreuung und Aktivierung von Bewohnern in 
stationären Pflegeeinrichtungen waren bisher im § 87b SGB XI geregelt. Mit Inkrafttreten des 
zweiten Pflegestärkungsgesetz (PSG II / 01.01.2017) wird sich diese Regelung nunmehr unter 
§§ 43b, 84 Abs. 8, 85 Abs. 8 SGB XI finden.  

Stationäre Pflegeeinrichtungen haben für die zusätzliche Betreuung und Aktivierung der 
pflegebedürftigen Heimbewohner Anspruch auf eine Vereinbarung mit den Kostenträgern 
über einen leistungsgerechten Zuschlag zur Pflegevergütung. Auf der Grundlage dieser 
Vereinbarung wird dem Einrichtungsträger gemäß § 85 Abs. 8 Nr. 2 SGB XI „in der Regel für 
jeden Pflegebedürftigen 5 Prozent der Personalaufwendungen für eine zusätzliche 
Vollzeitkraft“ finanziert (eine Betreuungskraft zu 20 Anspruchsberechtigten). Die 
anspruchsberechtigten Bewohner sowie deren Angehörige oder Betreuer sind über das 
zusätzliche Angebot zu informieren. 

Entsprechend dieser abzuschließenden Vereinbarung ist das Betreuungspersonal im 
vorgesehenen Rahmen zu beschäftigen und regelmäßig fortzubilden. Nähere Bestimmungen 
sind in der „Richtlinie nach § 87b Abs. 3 SGB XI zur Qualifikation und zu den Aufgaben von 
zusätzlichen Betreuungskräften in stationären Pflegeeinrichtungen (Betreuungskräfte-Rl) 
vom 19. August 2008 in der Fassung vom 29. Dezember 2014“ des GKV-Spitzenverbandes 
geregelt (vom 01.01.2017 an: Richtlinie gemäß § 53c SGB XI).  

Im Rahmen der Pflegedokumentation werden die individuellen Leistungen der Betreuung 
und Aktivierung nachvollziehbar geplant und dargestellt. Das gilt auch für die Teilnahme an 
Gruppenangeboten. Abweichungen von diesen geplanten Maßnahmen, wie z. B. die 
Nichtteilnahme oder die Ablehnung des Angebotes, sowie auch positive Erkenntnisse im 
Zusammenhang mit diesem Betreuungsangebot sind zu dokumentieren und bei der 
Evaluation zu berücksichtigen.  

Routinemäßige Durchführungsnachweise für diese Leistungen der zusätzlichen Betreuung 
und Aktivierung sind aus pflegefachlicher und aus juristischer Sicht nicht erforderlich. Den 
Vertragspartnern nach § 85 Abs. 8 SGB XI wird dringend empfohlen, dies durch eine 
entsprechende Formulierung bei nächster Gelegenheit klarzustellen, sofern dies noch nicht 
erfolgt ist. 

Soweit Sozialleistungsträger oder Heimaufsichtsbehörden Anlass haben, den Personaleinsatz 
zu prüfen, kann dies nicht zu weitergehenden Anforderungen an die individuellen 
Pflegedokumentationen führen. Denn diese sind ein Instrument für die Pflegequalität und 
nicht für übergreifende Kontrollbedürfnisse. Für letztere stehen ggf. andere 
Erkenntnisquellen zur Verfügung. 


